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Wissenschaft

ARBEITSBESCHAFFUNGSMASSNAHMEN

Ehrenbergs Buchhaltung

E i n A r b e i t s l o s e r e r h ä l t . . .
an Arbeitslosengeld

bei ABM-Maßnahmen

während der Umschulung
*) durchschnittlicher Jahresaufwand laut Bundesarbeitsministerium

18700 Mark*)

24000 Mark*)

28000 Mark*)
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Am Arbeitsmarkt ist die
Wende zum Besseren nicht in
Sicht. Maßnahmen zur

- Arbeitsbeschaffung sollen
helfen. Für den Kieler
Wirtschaftsforscher Rüdiger

^-{Soltwedel ist das aber ein
fragwürdiger Weg.

Eine alte Idee macht erneut Kar-
riere: Laßt uns die teuren Ar-
beitslosen für gesellschaftlich

wertvolle Arbeit einsetzen. Früher
firmierte das unter Notstandsarbei-
ten, heute heißt es Maßnahmen zur
Arbeitsbeschaffung (ABM).

Erst kürzlich hat Bundesarbeits-
minister Herbert Ehrenberg vor al-
lem für ABM im Bereich der sozia-
len Dienste weitere 500 Millionen
Mark gefordert, für 1981 ist bereits
rund eine Milliarde Mark für ABM
bewilligt worden. Während sich in
den letzten Jahren über 50000 Ar-
beitslose in Maßnahmen zur Arbeits-
beschaffung befanden, hofft Ehren-
berg, mit rund 1,5 Milliarden Mark
insgesamt 60000 Arbeitslose zu be-
schäftigen.

Die Buchhaltung, mit der der Mi-
nister seine Forderung untermauert:
Ein Arbeitsloser, der nur Arbeitslo-
sengeld erhält, kostet pro Jahr
durchschnittlich rund 18700 Mark,
in der ABM rund 24 000 Mark und in
der Umschulung oder Fortbildung
rund 28000 Mark. ABM kostet den
Steuer- und Beitragszahler also
lediglich 5300 Mark mehr.

Wenn das tatsächlich so wäre,
könnte bei einer Arbeitslosigkeit
von 1,3 Millionen mit zusätzlichen
rund sieben Milliarden Mark Vollbe-
schäftigung erreicht werden; bezo-
gen auf jeden der 20 Millionen so-
zialversicherungspflichtigen Arbeit-
nehmer wären dies noch nicht ein- &
mal 300 Mark im Jahr. Solche Rech- |
nungen erfordern also eine einge- 1
hende Beschäftigung mit dem Kon- f
zept der ABM. J

Nach dem Arbeitsförderungsge- §
setz (AFG) können die AB-Maß- £
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nahmen unter anderem nur dann
subventioniert werden, wenn die Ar-
beiten im öffentlichen Interesse lie-
gen und nicht zum normalen Ge-
schäftsbetrieb gehören. In der Ver-
gangenheit haben sich ABM vom
Bausektor, zum Beispiel Anlegen
von Rad- und Fußwegen, zu Arbei-
ten im Büro und vor allem in den
sozialen Bereich verlagert, beispiels-
weise häusliche Altenbetreuung,
Hausaufgaben- und Spielplatzbeauf-
sichtigung j Sozialstatiönen, Ret-
tungsdienste, Unterhaltung von
Freizeitzentren.

Ziel ist es, eine dauerhafte und
qualifikationsgerechte Wiederein-
gliederung arbeitsloser — vor allem
schwervermittelbarer — Arbeitneh-
mer zu erreichen. Der Zuschuß zu
den Lohnkosten des ABM-Trägers
beträgt normalerweise 60 bis 80 Pro-
zent; zusätzlich kann auch ein Darle-
hen gewährt werden. Die Dauer der
Zuweisung von Arbeitslosen in
ABM soll in der Regel bis zu einem
Jahr erfolgen. Diese Frist kann bis
zu zwei Jahren verlängert und in
besonderen Ausnahmefällen auf ins-
gesamt drei Jahre erhöht werden.
E i n e im Institut für Arbeits-

markt- und Berufsforschung
der Bundesanstalt für Arbeit

(IAB) durchgeführte Untersuchung
der Wirkungen von ABM kommt für
das Jahr 1978 zu dem Ergebnis, daß
eine Beschäftigungswirkung von"
90000 Personen und eine Entlastung
der Arbeitslosenzahl zwischen 77 000
und 53000 zu verzeichnen gewesen
"seien. Diese Berechnungen beruhen
jedoch auf der unrealistischen An-
nahme, daß sogenannte Mitnehme-
reffekte nicht auftreten. Wenn je-
doch ein Mitnehmereffekt in der
Größenordnung unterstellt wird, wie
er für andere arbeitsmarktpolitische
Programme berechnet wurde, so
sind erhebliche Zweifel an der Höhe
der Beschäftigungswirkungen be-
rechtigt. Das IAB rückt dem auch
qualitative Aspekte in den Vorder-
grund. „Mit ABM sollen bevorzugt
die Zielgruppen der Arbeitsmarkt-
politik wie langfristig Arbeitslose,
ältere Arbeitslose und Arbeitslose
mit gesundheitlichen Einschränkun-
gen, vor allem aber Arbeitslose, die
mehrere dieser Risikomerkmale auf-
weisen, erreicht werden." Doch das
IAB hebt auch hier hervor, daß
diese Zielgruppen in der Vergangen-
heit insgesamt zu wenig erreicht wor-
den sind; dies habe am großen Ge-

lwicht der ABM im Bausektor gele-
Ö gen. Wenn dagegen ABM verstärkt
S. im arbeitsintensiven Dienstleistungs-

bereich eingesetzt würde, könnten
die Zielgruppen besser erfaßt wer-
den als in der Vergangenheit. Auch
müßte sich — so das IAB — die
bisher geübte Praxis erheblich än-
dern: In der vom Arbeitsminister
favorisierten Kategorie „Sozialpfle-
ge beziehungsweise soziale Dienste"
wurden fast zur Hälfte Arbeitslose
unter 20 Jahren eingestellt. Nahezu
zwei Drittel waren erst weniger als
drei Monate arbeitslos. Hier scheint
sich ABM zu einem Sonderbeschäf-
tigungsprogramm für arbeitslose So-
ziologen, Psychologen und Sozialar-
beiter zu entwickeln, also für hoch-

Rüdiger Soltwedel, 36, ist Mitar-
beiter in der Konjunkturabteilung
des Instituts für Weltwirtschaft an
der Universität Kiel. Hauptar-
beitsgebiet: Arbeitsmarkt.

qualifizierte Jungakademiker —
kaum — die im Gesetz vorgesehene
Zielgruppe.

Bleibt Minister Ehrenbergs Hin-
weis darauf, daß sich für rund die
Hälfte aller Teilnehmer Ärbeitsbe-
schaffungsmaßnahmen als „Sprung-
brett" in eine reguläre Beschäftigung
erwiesen hätten. Die IAB-Untersu-
chung ergab, daß 30 Prozent der
Teilnehmer unmittelbar im An-
schluß an ABM in reguläre Arbeit
gingen, davon zehn Prozent auf-
grund eigener Anstrengungen. Zum
Zeitpunkt einer Nacherhebung fünf
Monate später waren es 42 Prozent;
allerdings war der gleiche Teil auch
dann nach wie vor ohne marktab-
hängige Arbeit,, das heißt arbeitslos
(23 Prozent) oder erneut in ABM
(19 Prozent). Nur wenn man anneh-
men würde, ohne AB-Maßnahmen
wäre kaum ein Arbeitsloser in regu-
läre Arbeit gekommen, lassen sie
sich tatsächlich als „Sprungbrett"
qualifizieren.

Die Kritik an ABM, vor allem auf
dem Gebiet der sozialen Dienste,
konzentriert sich daher auf die fol-
genden Punkte:

D Wie dargestellt, argumentieren
die Befürworter von ABM mit dem
angeblich geringen finanziellen
Mehraufwand, der dafür erforder-
lich sei. Derart mechanische Rech-
nungen übersehen allerdings, daß es
wirtschafts- und gesellschaftspoli-
tisch allein darauf ankommt, wieviel
Arbeitsplätze unter Abzug aller so-
genannten Mitnehmer- und Ver-
drängungseffekte tatsächlich zusätz-
lich geschaffen worden sind. Ent-.
scheidend ist nicht der Bruttoeffekt,
sondern der Nettoeffekt der Maß-
nahmen am Arbeitsmarkt. Zudem
ist für eine Beurteilung wichtig, in-
wieweit es sich hierbei auch um ren-
table Dauerarbeitsplätze handelt. So
kam letztlich erhebliche Kritik an
der Durchführung der ABM auch
aus den Reihen der Gewerkschaften:
Im Bereich der Kommunalverwal-
tüngen wurde eine mißbräuchliche
Verwendung von ABM-Mitteln zur
Finanzierung regulärer Aufgaben
festgestellt, was eine teilweise Finan-
zierung der öffentlichen Gemeinde-
haushalte mit Beiträgen zur Arbeits-
losenversicherung bedeutete.
D Der Rotation von bezuschußtem
ABM-Personal und der damit viel-
fach verbundenen Verdrängung von
konkurrierenden Personen, die nicht
staatlich subventioniert werden,
dürfte mit den bisherigen Regelun-
gen kaum hinreichend begegnet wer-
den können. Es fehlen vor allem
objektive Kriterien, die es erlauben,
auch die wichtigen Nebenwirkungen
von AB-Maßnahmen quantitativ zu
erfassen. Deshalb besteht die Ge-
fahr, daß eine isolierte Betrachtung
von ABM zu falschen arbeitsmarkt-
politischen Schlüssen verleitet.
D Nach den bisherigen. Erfahrungen
bevorzugen die Trägerinstitutionen
in den sozialen Diensten überwie-
gend Arbeitslose mit einschlägigen
Berufserfahrungen. So erfordert die
Arbeit in Sozialstationen vornehm-
lich qualifizierte Beschäftigte, deren
Einarbeitungszeit kaum unter einem
Jahr liegt. Gemäß einer Auswertung
des arbeitsmarktpolitischen Pro-
gramms von 1977 kommen aus die-
sen spezifischen Berufsfeldern rund
75 Prozent der ABM-Geforderten.
Dies deutet darauf hin, daß der ei-
gentlichen Zielgruppe von ABM -
den Schwervermittelbaren — nur un-
zureichend geholfen wird. Und
selbst wenn diese Problemfälle des
Arbeitsmarktes erreicht werden, ist
schwer vorsteDbaf, wie sich jene
Qualifikationen, die im spezifisch so-
zialen Bereich erworben werden,
nach Ablauf der Fördermaßnahmen
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in den übrigen Arbeitsmarktberei-
chen verwenden lassen können.

Verglichen mit stärker berufs-
orientierten Schulungsmaßnahmen
vor Ort dürfte ABM deshalb kaum
die Wettbewerbsfähigkeit dieser
Personen am Arbeitsmarkt stärken.
Die geringe Quote der ÄBM-Teil-
nehmer, die von den Trägern in ein
Dauerarbeitsverhältnis übernom-
men wird, deutet sogar auf ein ge-
wisses Ausnutzen von ABM als per-
sonalpolitisches Instrument hin im
Sinne einer verlängerten Probezeit.
D Die ABM-Fördersätze orientieren
sich an der Lohn- und Gehaltsstruk-
tur des öffentlichen. Dienstes, zum
Beispiel für einen Jungakademiker

am „Einstiegsgehalt" BAT IIa. Die-
se relativ hohen Arbeitsentgelte aber
führen vielfach zu Anspruchsnor-
men, die sich später am Arbeits-
markt nur-schwer durchsetzen las-
sen. Es ist daher nicht überraschend,
wenn häufig kein ausgeprägtes Inter-
esse besteht, einen anderen Arbeits-
platz zu suchen, zumal selbst Berufs-
anfänger bereits nach 26 Wochen in
ABM den Anspruch auf Arbeitslo-
sengeld erlangt haben. Insoweit
kann ABM wie eine Schleuse wir-
ken, die ohne nennenswerte Beiträ-
ge das Tor zum Unterstützungssy-
stem der Bundesanstalt für Arbeit
öffnet.

Insgesamt kann nicht ausgeschlos-

Außerbetriebtiche
Weiterbildung
Was vor fünf Jahren an Fachhoch-
schulen und Universitäten an Wis-
sen erworben wurde, taugt in vie-
len Fällen für die Probleme von
heute kaum noch. Kein Wunder,
daß private und halbstaatliche Wei-
terbüdungsinstitutionen Hochkon-
junktur haben. Auch Hochschulen
sinnieren angesichts des kommen-
den , demographisch bedingten
Rückgangs der Auslastung ihrer
Kapazitäten darüber nach, wie sie
im Bereich der beruflichen Weiter-
bildung stärker als bisher Fuß
fassen können.

Doch trotz der vielen Anbieter
auf diesem Markt ist es schier un-
möglich, einen Überblick über die
Angebote zu bekommen. Eine
jetzt vorgelegte Untersuchung des
Weiterbildungsangebotes für Inge-
nieure und Wirtschaftswissen-
schaftler (Allesch, Jürgen; Preiß,
Dagmar; Roggan, Dirk: Analyse
des Weiterbildungsangebotes für
Ingenieure und wirtschaftswissen-
schaftliche Berufe. Vorwort: Fried-
rich Edding; Bundesanzeiger Ver-
lag, Köln 1981) bietet hier erste

Ergebnisse. Untersucht wurden In-
stitutionen im außerbetrieblichen
Bereich, die Angebote der wissen-
schaftsbezogenen beruflichen Wei-
terbildung zu Ingenieur- und wirt-
schaftswissenschaftlichen Themen
in ihrem Angebot haben. Dement-
sprechend wurde speziell der Teil-
nehmerkreis von Führungskräften
aus Wirtschaft, Industrie und Ver-
waltung berücksichtigt.

Die Studie beruht vor allem auf
den Auswertungen einer 1979
durchgeführten Befragungsaktion.
Allerdings zeigte sich hier auch
gleich das methodologische Dilem-
ma der Untersuchung. Denn die
Unterscheidung von nichtwissen-
schaftlicher und wissenschaftlicher
Weiterbildung gerade im außeruni-
versitären Bildungsbereich ist für
Führungkräfte aus Wirtschaft und
Verwaltung in aller Regel nicht
üblich.

So haben sich die Industrie- und
Handelskammern sowie einige Bil-
dungswerke nicht an der Befragung
beteiligt, „weil sie sich in einer
Weise dem Bedarf der Berufspraxis
verpflichtet fühlen, die eine Eini-
gung über das Kriterium der Wis-
senschaftlichkeit von Veranstaltun-
gen nicht Zustandekommen ließ"
(Edding). Doch die Untersu-
chungsergebnisse dürfte trotzdem
hinlänglich repräsentativ anzuneh-
men sein. Jedenfalls ist das, was
über Teilnehmer, Lehrende, Um-
fang, Inhalt, Didaktik, Organisa-
tion und Finanzierung der Veran-
staltungen ausgebreitet wird, ergie-
biger als alles bisher dazu be-
kannte.
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sen werden, daß ABM-Teilnehmer
oftmals Qualifikationen erwerben,
die nicht marktgängig sind und/oder
daß sie sich an ein „Staatsgehalt"
gewöhnen, das sich später nicht am
Markt durchsetzen läßt. Bei allge-
mein schwieriger Arbeitsmarktent-
wicklung kann es daher zu einem
ständig steigenden Druck auf Ver-
längerung und Ausweitung der
ABM kommen, um einen erneuten
Rückfall in längere Arbeitslosigkeit
zu verhindern. Damit aber wäre
ABM zur Dauersubvention für eine
ständig steigende Zahl von Trägerin-
stitutionen und arbeitenden Arbeits-
losen geworden. Überdies würde der
verstärkte ABM-Einsatz tendenziell
zu einem „Selbstversorgungsinstru-
ment", insbesondere für Berufsan-
fänger in bestimmten sozialen Ar-
beitsfeldern. Das aber müßte die
Anpassungskräfte der berufsspezifi-
schen Arbeitsmärkte behindern.

Natürlich ist in unserer hochent-
wickelten Industriegesellschaft der
Bedarf an sozialen Diensten nahezu
unendlich groß. Läßt man die Ko-
sten dafür außer acht oder gelingt es,
sie auf andere abzuwälzen, setzt sich
dieser Bedarf auch in Nachfrage um.
Doch sollte hierbei immer gesehen
werden, daß es letztlich die Steuer-
und Beitragszahler sind, die die
staatliche Arbeitsmarktpolitik zu be-
zahlen haben. Bei der Frage nach
wirksameren Alternativen dürfte je-
denfalls eines sicher sein: Den ent-
scheidenden Wachstums- und Be-
schäftigungsproblemen ist mit anti-
zyklisch angelegten ABM-Program-
men nicht beizukommen.

Wegen der absehbaren demo-
graphischen Entwicklung,
des Überangebots unqualifi-

zierter Arbeitskräfte und der Rich-
tung des Strukturwandels hin zu hö-
herqualifizierteren Tätigkeiten be-
darf es vielmehr großer Anstrengun-
gen, berufliche Fertigkeiten zu ver-
mitteln. Immerhin sind etwa die
Hälfte der Arbeitslosen unqualifi-
zierte Personen. Daher sollte die
einseitige Ausrichtung von ABM auf
soziale Infrastrukturbereiche aufge-
geben werden.

Statt dessen ist die Förderung von
Arbeitslosen in den Bereich der be-
ruflichen Bildung zu integrieren, den
das Arbeitsförderungsgesetz ohne-
hin schon vorsieht. Bildungsmaß-
nahmen, beispielsweise in Übungs-
betrieben, würde den Arbeitslosen
eher als in ABM zu jenen Qualifika- s
tionen , und Arbeitsnormen verhel- f
fen, die ihre Chancen auf den Ar- %
beitsmärkten nachhaltig erhöhen. D l
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